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Anfrage 0212/2017 zur Sitzung  am 08.02.2017 

 
Luftreinhaltung – Einschätzung der Verwaltung zur Forderung eines 
Dieselfahrverbots (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
 Aus Gründen des Gesundheitsschutzes gibt es Grenzwerte für Feinstaub und Stickoxidbelastun-

gen, diese Grenzwerte sind unserer Meinung nicht anzuzweifeln. Tatsächlich können diese Stick-

oxidwerte in Mainz aktuell nicht eingehalten werden, trotz eines umfangreichen und vielfältigen 

Maßnahmenpakets u.a. aus dem Luftreinhalteplan. Mit der Inbetriebnahme der neuen Straßen-

bahnstrecke wurde ein wichtiger Schritt zum Ausbau des ÖPNV und der Elektromobilität geschaf-

fen auch die angekündigte Bewerbung für ein Projekt mit Brennstoffzellenbussen geht in die richti-

ge Richtung.  

Nach unserer Einschätzung wird hier die Behebung eines hausgemachten Problems der Bundes-

regierung auf die Kommunen und die Bürgerinnen und Bürger abgewälzt. Mit der Dieselförderung 

und die Verhinderung strengerer Auflagen auf europäischer Ebene hat die Bundesregierung die 

Gesundheit der Bürgerinnen und Bürger hinten angestellt. Die Fehlanreize durch Subventionierung 

führen in Deutschland zu einer hohen Zulassungszahl bei Dieselfahrzeugen, die nachweislich 

maßgeblich für die Stickoxidbelastung verantwortlich sind. Spätestens mit dem VW –Skandal und 

dem Umgang des zuständigen Bundesministeriums wird klar, dass die Grenzweite im Realbetrieb 

um ein Vielfaches überschritten werden und die Interessen der Verbraucherinnen und Verbraucher 

und der Bürgerinnen und Bürger Konzerninteressen untergeordnet wurden, am Ende zahlen alle 

die Zeche, weil Grenzwerte in den Städten nicht eingehalten werden können.  

 

 
Wir fragen die Verwaltung: 

1. Welche Maßnahmen wurden ergriffen, die der Reduktion von Stickoxidbelastung dienen? 

2. Gibt es mögliche zusätzliche Maßnahmen, außer einem Dieselfahrverbot, die die dauerhaf-

te Grenzwertüberschreitung eindämmen könnten? 

3. Welche Auswirkungen hätte ein Dieselfahrverbot auf die städtische Fahrzeugflotte sowie 

der Busflotte der MVG? 
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Thorsten Lange 
(stellv. Fraktionssprecher) 
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